
Beschluss der KDV Neukölln vom 25.4.2015 
 
Der Landesparteitag möge beschließen: 
Der Bundesparteitag möge beschließen: 
 
Ausbildungsumlage 
 
Die Mitglieder der SPD-Bundestagsfraktion werden gebeten, sich 
dafür einzusetzen, dass die Bundesregierung einen Rahmen be-
züglich der Umlagemodalitäten (Umlagenhöhe, Betriebsgröße 
usw.) schafft, wodurch Betriebe an den Kosten der Ausbildung be-
teiligt werden. 
 
Alle Unternehmen die nicht ausbilden, sollen in einen gemeinsamen Topf einzahlen, aus 
dem ausbildende Unternehmen finanzielle Unterstützung für eine qualitativ hochwertige Aus-
bildung erhalten. 
 
Durch die zweckgebundene Umlagenfinanzierung bekommen die Ausbildungsbetriebe einen 
Großteil ihrer Ausbildungskosten ersetzt.  
 
Begründung: 
 
Nur noch knapp 22 Prozent aller deutschen Betriebe bilden aus. 
Viele Unternehmen ziehen sich aus gesellschaftlichen Verantwortungsbereichen wie der 
Ausbildung von Nachwuchskräften zurück und beschweren sich teilweise über einen eklatan-
ten Fachkräftemangel in Deutschland. 
Diese Tendenz führt auch zu einer Gefährdung des sozialen Friedens. 

 


